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Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-003386/2021
an die Kommission
Artikel 138 der Geschäftsordnung
Daniel Caspary (PPE)

Betrifft: Bearbeitung von Forderungen im Rahmen des Restitutionsgesetzes und des 
Rehabilitationsgesetzes durch die serbische Regierung

Am 26. September 2011 beschloss die serbische Regierung ein Restitutionsgesetz zur Rückgabe 
bzw. Entschädigung für Vermögenswerte, die nach dem 9. März 1945 enteignet wurden. Am 15. 
Dezember 2011 trat zudem ein neues Rehabilitationsgesetz in Kraft. Beide Gesetze stellen wichtige 
Schritte zur Entschädigung der Geschädigten sowie ihrer Angehörigen und Nachkommen dar. Im 
Gegensatz dazu häufen sich Meldungen, wonach die serbische Regierung Anträge im Rahmen der 
genannten Gesetze nachlässig bearbeite und mithilfe bürokratischer Hürden gezielt verlangsame. 

1. Ist der Kommission diese Problematik bekannt? Falls ja, seit wann?

2. Plant die Kommission, Schritte zu ergreifen, um eine zeitnahe Bearbeitung durch die serbische 
Regierung zu erwirken? Falls ja, welche? Falls nein, warum nicht?


